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Anrede, 

 

es war sicherlich noch nie der Fall, dass wir in einem Kalenderjahr 

gleich zwei Haushalte beraten und verabschiedet haben. Und ich 

kann mich wirklich auch nicht daran erinnern, wann wir in diesem 

Rat zum letzten Mal bereits so früh einen Haushalt für das Folgejahr 

abschließend behandelt haben.  

 

„Eine stramme Leistung“, könnte man flapsig sagen. Und in der Tat, 

wir können stolz sein! 

 

Wir können stolz darauf sein, dass wir heute einen 

Haushaltssanierungsplan fortschreiben, den wir am 25. Juni – vor 

nicht einmal 6 Monaten – auf den Weg gebracht haben. 

 

Es war ein Kraftakt! Wir erinnern uns: 

 

Nach einer ausführlichen Diskussion und einer umfangreichen 

Bürgerbeteiligung mit zahlreichen Vorschlägen haben wir ein 

Sparpaket beschlossen, das es in diesem Umfang in dieser Stadt 

noch nie gegeben hat: Über 400 Millionen € Einsparungen und 

Einnahmeverbesserungen bis zum Jahr 2021!  
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Und es ist uns gelungen, eine weitestgehende Akzeptanz bei den 

Bürgerinnen und Bürgern für dieses Sparpaket zu erreichen. Dies 

aus zwei Gründen: 

 

Erstens haben wir immer deutlich gemacht, dass unsere Stadt bei 

allen Sparbemühungen lebenswert bleiben muss und die städtische 

Infrastruktur im Bildungs-, Kultur-, Sport- und Sozialbereich 

erhalten wird. Und wir haben Wort gehalten: 

• Keine Schließung des Theaters. 

• Keine Schließung der städtischen Bibliotheken. 

• Keine Schließung der Hallenbäder. 

• Keine Schließung des Tiergeheges im Kaisergarten oder 

        Erhebung von Eintrittsgeldern. 

• Keine Schließung von Schulen aus Kostengründen, sondern  

        allein aus pädagogischen Gründen wegen zurückgehender  

        Schülerzahlen. 

 

Der zweite Grund für die Akzeptanz des Sparpaketes war und ist die 

Hoffnung auf das „Licht am Ende des Tunnels“. 

 

Und damit ist das Licht gemeint, das dieser Stadt auf mittelfristige 

Sicht wieder die volle kommunale Handlungsfreiheit ermöglichen 

soll. 533 Millionen € Landeshilfe bis 2020 war die vereinbarte Basis 

für unsere Haushaltssanierungsplanung! 
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Und dabei war allen Beteiligten klar, dass wir im Sommer erst am 

Beginn eines sehr schwierigen Begleitprozesses standen. Ich habe 

seinerzeit gesagt: 

 

„Die SPD-Fraktion ist davon überzeugt, dass ein ausgeglichener 

Haushalt mit einem anschließenden Schuldenabbau realisierbar sein 

wird. Aber nur dann, wenn zwei Bedingungen erfüllt werden: 

 

• Erstens müssen alle Beteiligten an einem Strang ziehen! Es 

werden spürbare, vielleicht sogar schmerzhafte 

Einsparentscheidungen gefällt werden. Dabei wird es 

Belastungen für alle städtischen Bereiche und Angebote geben 

müssen, die möglichst gerecht aufzuteilen sind. Die betroffenen  

Bürgerinnen und Bürger sowie die Beschäftigten im Konzern  

Stadt müssen in die Entscheidungsprozesse eingebunden und  

mitgenommen werden. Das wird die Hauptaufgabe der  

Kommunalpolitik der nächsten Jahre sein. 

 

• Zweitens ist die Bundespolitik gefordert! Die Unterstützungen 

des Landes und die eigenen Sparbemühungen werden nicht 

ausreichen, um eine langfristige schuldenfreie Perspektive zu 

realisieren. Städte und Gemeinden brauchen eine wirksame 

und dauerhafte Entlastung von den Soziallasten.“ 

 

Anrede, 

an der Formulierung dieser beiden Bedingungen ist nichts zu ändern, 

sie sind nach wie vor aktuell. Seit einigen Tagen wissen wir jedoch, 
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dass im Juni eine dritte Bedingung hätte formuliert werden müssen: 

„Die Ziele des Haushaltssanierungsplans sind nur dann erreichbar, 

wenn die zugesagten Landesmittel zuverlässig fließen.“ 

 

Am 4. Dezember hat das Innenministerium seinen Vorschlag zur 

Neuverteilung der Stärkungspaktmittel öffentlich gemacht. Warum 

ich dabei von einer Neuverteilung und nicht von einer 

Neuberechnung spreche, werde ich gleich noch deutlich machen. 

 

Mit der Verabschiedung des Stärkungspaktes vor einem Jahr im 

Landtag war bereits klar, dass bei der Stadt Remscheid die 

Berechnungsgrundlage, die sogenannte strukturelle Lücke, nicht 

korrekt sein konnte. Eine Nachbesserung für Remscheid war 

notwendig, geschätzt wurde ein Betrag von ca. 10 Millionen €, der 

von den übrigen 33 Städten und Gemeinden gemeinsam relativ 

leicht zu erbringen gewesen wäre. 

 

Die generelle Neuabfrage der alten statistischen Zahlen aus den 

Jahren 2004 bis 2008 bei allen 61 beteiligten Städten und 

Gemeinden brachte jedoch erstaunliche Ergebnisse. Allein die 

Tatsache, dass 47 der insgesamt 61 Gemeinden ihre Statistikdaten 

verändert haben, ist schon auffallend genug. Noch bemerkenswerter 

sind jedoch die Dimensionen der veränderten Daten. Wenn sich 

durch die „Korrektur“ von Altdaten Steigerungen der strukturellen 

Lücke beispielsweise von 40% in Waltrop, 125% in Marl, 314% in 

Datteln und sogar 452% in Dorsten ergeben, muss man die 

Korrektheit dieser Daten hinterfragen. Und auch die Tatsache, dass 

Duisburg als einzige kreisfreie Stadt die strukturelle Lücke um über 
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25% nach oben verbessert, fällt auf. Ein Schelm, wer Böses dabei 

denkt! 

Von einer Berechnung, einer seriösen Berechnung gar, kann 

eigentlich keine Rede mehr sein. Für die Wiederherstellung des 

Vertrauens in ein belastbares Zahlenwerk als Berechnungsgrundlage 

für den Stärkungspakt sind deshalb eine unvoreingenommene und 

neutrale Überprüfung sowie eine vollständige Offenlegung der Daten 

und Berechnungen unabdingbar! 

 

Die vorgeschlagenen Kürzungen treffen vor allem die Städte Hagen, 

Wuppertal und Oberhausen. Und das sind genau die Städte, für die 

seinerzeit gerade wegen ihrer Strukturschwäche der Stärkungspakt 

entwickelt worden ist. Wenn nun diesen Städten die Verwirklichung 

der Stärkungspaktziele durch die überraschend auferlegten 

Kürzungen der Landesmittel unmöglich gemacht wird, dann werden 

die ursprünglichen Absichten des Stärkungspaktes konterkariert. 

Hagen, Wuppertal und Oberhausen sind die Messlatte für die 

erfolgreiche Umsetzung des Stärkungspaktgesetzes! 

 

Diese bedauerliche Entwicklung erscheint umso ärgerlicher, wenn 

man bedenkt, dass diese Landesregierung ihrem erklärten Ziel, eine 

kommunalfreundlichere Politik zu verfolgen, eigentlich treu 

geblieben ist. Mit dem Stärkungspakt, dem verbesserten 

Soziallastenansatz und der Stärkung der Finanzausgleichsmasse 

insgesamt ergibt sich für Oberhausen im Jahr 2012 eine Erhöhung 

der Landeszuweisungen von rund 87 Millionen € im Vergleich zu 

2010! Und diese positive Entwicklung, dieser Paradigmenwechsel in 

der Kommunalfinanzierung wird nun durch den leichtfertigen 
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Umgang mit der Berechnungsgrundlage des Stärkungspaktes 

zunichte gemacht! 

Für Oberhausen ist eine Kürzung der Stärkungspaktmittel von rund 

13 Millionen € nicht verkraftbar. Die SPD-Fraktion hat immer 

deutlich gemacht, dass Sparen nicht Selbstzweck sein kann und die 

Grenze des objektiv Unmöglichen für unsere Stadt beachtet werden 

muss. Der im Stärkungspakt geforderte Haushaltsausgleich im Jahre 

2016 ist ohne unzumutbare Steuererhöhungen, ohne gravierende 

Eingriffe in die städtische Infrastruktur und ohne weitestgehenden 

Personalabbau nicht erreichbar. 

 

In dieser dramatischen Situation erwarten wir von der 

Landesregierung eine unvoreingenommene Prüfung der Vorschläge 

aus dem Innenministerium. Wenn sich tatsächlich die strukturelle 

Lücke der 61 Gemeinden im Vergleich zu den Ursprungsdaten so 

gravierend vergrößert haben sollte, müssen die Stärkungspaktmittel 

nachjustiert werden. 

 

Andere Lösungsperspektiven – wie zum Beispiel individuell 

angepasste längere Konsolidierungszeiträume – erscheinen nur dann 

sinnvoll, wenn die Zielsetzung, der Haushaltsausgleich ohne 

Landesunterstützung im Jahre 2021, erreichbar ist und die genauen 

Bedingungen und Berechnungsmethoden im neuen Stärkungs-

paktgesetz gesetzlich verankert werden. 

 

Falls jedoch keine politischen Lösungen mit der Landesregierung 

möglich sind, müssen wir im Interesse der Stadt eine gerichtliche 

Klärung prüfen und eventuell auch einleiten. 
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Anrede, 

 

Ich hoffe, dass es nicht so weit kommen muss. Ich appelliere an die 

Vernunft der Verantwortlichen in der Kommunalaufsicht bei der 

Bezirksregierung und dem Innenministerium: Ermöglicht Hagen, 

Wuppertal und Oberhausen einen Stärkungspakt, der seinen Namen 

auch verdient! 

 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

Oberhausen Glück auf! 
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der Fraktion DIE GRÜNEN

anlässlich der Verabschiedung des Haushaltes in der Ratssitzung am 17.12.2012

Regina Wittmann, Fraktionssprecherin

(Redemanuskript, es gilt das gesprochene Wort.)

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

liebe Kolleginnen und Kollegen Stadtverordnete,

verehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger!

Heute angesichts der Ereignisse der letzten zwei Wochen eine Haushaltsrede zu halten, das ist

schon eine Herausforderung. Denn wir befinden uns gerade in einer Situation, die von Unklarheit

geprägt ist – Unklarheit darüber, wie hoch die dringend benötigte finanzielle Unterstützung des

Landes für unseren städtischen Haushalt ab 2013 aussehen wird. Wenn wir heute unseren Haus-

halt verabschieden, dann angesichts der Tatsache, dass wir erst vor Tagen darüber informiert wur-

den, dass von Landesseite ernsthaft eine Minderung der Stärkungspaktmittel für Oberhausen um

jährlich 12,7 Mio. Euro erwogen wird. Angesichts dieser Unwägbarkeiten nehme ich daher zu-

nächst Stellung zur aktuellen Situation. Diese ist jedoch noch nicht geklärt, so dass es uns, trotz

aller Sorge, nicht davon abhalten darf, den uns vorliegenden Haushalt 2013 und damit die ernst-

haften Bemühungen in Oberhausen, bis 2021 einen ausgeglichenen Haushalt zu schaffen, für sich

zu betrachten.

Haushaltsrede 2013

Fraktionsgeschäftsstelle

Elsässer Str. 19

46045 Oberhausen

Telefon: 0208 - 82 02 96

Telefax: 0208 - 82 02 980

fraktion@gruene-oberhausen.de

www.gruene-ratsfraktion-oberhausen.de

Stadtsparkasse Oberhausen

Konto-Nr.: 182 873

Bankleitzahl: 365 500 00

5 Min. vom HBF, Europahaus

Nähe Friedensplatz
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Das HSP für Oberhausen darf durch die Neuberechnung der Landeshilfen nicht gefährdet werden!

Vor fast genau einem Jahr haben wir die Unterstützung des Landes für verschuldete Städte wie

Oberhausen begrüßt. Es war ein Projekt, mit dem nach dem Regierungswechsel in NRW 2010

endlich die Rahmenbedingungen für die Kommunen verbessert wurden. Die beachtliche Anstren-

gung der rot-grünen Landesregierung, über das GFG und durch Sondermittel die kommunalen

Haushalte zu stärken, verdient nach wie vor große Anerkennung. Mit dem Stärkungspakt Stadtfi-

nanzen hat sie auf die Tatsache reagiert, dass es Kommunen wie Oberhausen gibt, die sich aus

eigener Kraft nicht aus ihrer Finanznot befreien können und in einer Vergeblichkeitsfalle stecken.

Soweit, so gut: Bis November haben wir unsere Finanzen unter großen Anstrengungen und um

den Preis erheblicher Einschränkungen auf eine solide Grundlage gestellt – wohlgemerkt angesichts

großer Widerständen und massiver Kritik. Wir sehen den Stärkungspakt weiterhin als große Chan-

ce, die uns eine reale Perspektive auf einen ausgeglichenen Haushalt ermöglicht. Ich will noch ein-

mal bekräftigen: Diese Chance wollen wir nutzen. Wir können gar nicht anders, wollen wir nicht

weiter Zukunftschancen unserer Kinder und Enkel beschneiden, indem wir mehr verbrauchen als

wir uns leisten können. Hierfür haben wir in Oberhausen um Vertrauen geworben und ringen nach

wie vor bei vielen um Unterstützung, gilt es doch auf dem Weg Beteiligte und Betroffene mitzu-

nehmen. Ja, wir sind – und ich sage explizit nicht „wir waren“ – gut unterwegs, auf einem zwar

beschwerlichen, aber vielversprechenden Weg.

Mit den Nachrichten der Landesregierung, die uns in der vorletzten Woche erreichten, droht dies

nun Makulatur zu werden. „Das hat uns gerade noch gefehlt!, aber auch: „Das darf doch nicht

wahr sein!“ – mit dieser Reaktion stehe ich nicht alleine da. Durch die Neuberechnung der Mittel-

verteilung wären in aller erster Linie ausgerechnet jene Kommunen negativ betroffen, die Anlass

für die Schaffung des Stärkungspaktes waren, wie Oberhausen.

Was bliebe von der „historischen Chance“? Und was bedeutet dies für uns in Oberhausen:

Weiteren Sparmaßnahmen erklären wir eine klare Absage: Unsere Aussage im Juni lautete „Sparen

mit Augenmaß“, davon können und wollen wir nicht abweichen. In Oberhausen gibt es nichts

mehr zu holen, auch wenn auf Landesebene das Wunschdenken womöglich ein anderes zu sein

scheint. Wir als Grüne Fraktion wie auch die Koalition bleiben dabei bei unseren Grundsätzen: kei-

ne Institution radikal zu kürzen oder zum langsamen Dahinsiechen zu verurteilen, Infrastrukturen

so weit wie möglich erhalten und auf Sozialverträglichkeit zu achten.

Sollte es bei den Kürzungen bleiben, wäre eine Umsetzung unseres Haushaltssanierungsplans, wie

in anderen derart finanzschwachen Kommunen auch, nicht mehr möglich. Der Sinn des Stärkungs-

pakts würde damit konterkariert, das Vertrauen, mit dem wir in den Stärkungspakt gegangen sind,

würde massiv erschüttert. Unser HSP darf nicht wieder aufgemacht werden. Wenn jetzt keine ernst
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gemeinten und tragfähigen Auffangmöglichkeiten entwickelt werden, wird es „vor die Wand ge-

fahren“.

So ist bei der Diskussion möglicher Konsequenzen bereits das Thema betriebsbedingten Kündigun-

gen im Konzern Stadt aufgekommen und hat verständlicherweise für große Unruhe gesorgt. Hier-

zu möchte ich feststellen, dass unser politischer Wille klar ist und nicht hinterfragt werden sollte:

Wir haben den Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen in unserem Wahlprogramm und ein

klares Bekenntnis dazu im rot-grünen Koalitionsvertrag festgehalten. Hier gibt es einen einheitli-

chen Willen aller Parteien im Rat und Einzelaussagen, die dies immer wieder wiederholt haben.

Wenn es dazu kommen sollte, dann nur auf Veranlassung von außen. Und sollten wir tatsächlich

dazu gezwungen werden – ich wiederhole: gezwungen werden –, so wäre ein großer Konflikt in

der Stadt die Folge. Das kann keiner wollen!

Wir haben Klärungsbedarf: Nach wie vor können wir nicht nachvollziehen, wie es infolge der Neu-

berechnung zu den großen Verschiebungen in der Verteilung der Stärkungspaktmittel und zum

gravierenden Anstieg der für die Berechnung u.a. maßgeblichen strukturelle Lücke kam. Die Aus-

sage eines Ministerialbeamten, „dass das Verfahren nun mal sehr kompliziert und angesichts der

vielen Zahlen nicht mehr Transparenz herzustellen sei. Nun sei aber gewährleistet, dass die Daten

präziser sind“, ist in diesem Zusammenhang nicht vertrauensbildend. Hier haben wir ausdrücklich

eine andere Umgangsweise eingefordert. Unser Fazit: Wir setzen uns beim Land dafür ein, dass

hier Transparenz hergestellt wird!

Wir sehen Handlungsbedarf: Erneute Spardiskussionen führen hier nicht weiter. Wir erwarten, dass

die Neuberechnung der Mittelverteilung aus dem Stärkungspakt Stadtfinanzen den Grundsätzen

von Vertrauensschutz und Verlässlichkeit Rechnung trägt. Als wir Steuern erhöht und ein Sparpa-

ket geschnürt haben, war die Mittelverteilung des Landes für uns eine wesentliche Berechnungs-

grundlage. Dass es Unwägbarkeiten gibt, mit denen wir zu rechnen haben, ist unbestritten. Dass

die Höhe der Landeszuweisung derart in Frage gestellt wird, nachdem wir unsere Hausaufgaben

gemacht haben, widerspricht dem Anliegen des Stärkungspakts. Hier brauchen wir Planungssi-

cherheit. Nun ist das Land am Zuge. Wir können uns nicht vorstellen, dass es daran interessiert sein

kann, den Stärkungspakt scheitern zu lassen.

Wir lassen uns in Oberhausen nicht abhängen, sondern setzen uns vehement dafür ein, dass es

einen Ausgleich gibt. Daher ist der Verzicht auf Rückforderungen für die Jahre 2011, 2012 eine

Selbstverständlichkeit. Wenn das Gesetz überarbeitet wird, benötigen wir Flexibilität und fordern

ernsthafte Bemühungen der Landesregierung und der Koalition, wie die laut Neuberechnung weg-

fallenden Mittel kompensiert werden. Wir hoffen auf eine tragfähige Lösung, ja sie ist unumgäng-

lich und wir erwarten, dass die in Oberhausen politisch Agierenden in diesen Lösungsprozess kon-

tinuierlich einbezogen werden. Hier wollen wir auf Augenhöhe diskutieren, denn das Land braucht
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starke Kommunen! Resolutionen anderer Städte, eine klare Position des Städtetags NRW sowie die

Einschätzung unserer Regierungspräsidentin geben Grund zur Hoffnung. Gleichzeitig sehen wir mit

großer Sorge, dass die Solidarität zwischen den ungleich behandelten Kommunen hier aufs Spiel

gesetzt wird.

Wie geht es weiter: In unserem Antrag haben wir die Kritikpunkte ausgeführt, die ich bereits er-

wähnt habe. Wir machen deutlich, das wir, sollte es im anstehenden Gesetzgebungsverfahren kei-

ne für Oberhausen akzeptable Lösung geben, aus unserer Sicht gezwungen sein werden, den Kla-

geweg zu beschreiten.

Aber auch von der Bundesebene erwarten wir Unterstützung. Dies wieder einzufordern, kann auch

heute nicht ausbleiben: Eine wirksame Beteiligung des Bundes an der Sicherung der Gemeindefi-

nanzierung ist leider im Rahmen der Gemeindefinanzreform verweigert worden. Dadurch bleibt es

bei der strukturellen Unterfinanzierung der Kommunen. Auch wenn die Ursachen bekannt sind,

kann ich nicht umhin, neben den steigenden Soziallasten und Steuergeschenken des Bundes, die zu

Lasten der Länder gehen, an dieser Stelle im Besonderen die Anwendung des Konnexitätsprinzips

nochmals einzufordern. Nach der Kraftanstrengung des Landes mahnen wir nach wie vor dringend

ein klares Handeln der Bundesregierung an. Denn so dramatisch die gegenwärtige Situation im

Land für uns auch sein mag, eine Ursache liegt beim Bund und diese ist weiterhin die größte Ge-

fahr für das Scheitern der Konsolidierungsanstrengungen kommunaler Haushalte. Was wir brau-

chen, ist Entlastung. Wirkliche Hoffnung, in dieser Frage weiter zu kommen, macht uns allerdings

erst die Aussicht auf einen politischen Wechsel in Berlin!

Speziell für die Städte im Ruhrgebiet ist eine weitere Fehlentwicklung nicht länger hinzunehmen:

der Solidarpakt Ost. Die Förderung nach Himmelsrichtungen muss endlich aufhören. Oberhausen

hat laut Haushaltsplan 2012 (Stand November 2012) allein in diesem Jahr 6,52 Mio. Euro für den

Solidarpakt bezahlt. Es ist ein Skandal, dass eine Stadt, die selbst größte Haushaltsprobleme hat,

Kredite aufnehmen muss, um andere strukturschwache Städte im Osten zu finanzieren. Das kann

und darf nicht bis 2019 so weitergehen!

Aber heute haben wir über unseren nächsten Haushalt zu entscheiden. Er beinhaltet die Fort-

schreibung eines ambitionierten Sparpakets, das im letzten Jahr in enger Abstimmung mit der Be-

zirksregierung erarbeitet und erst vor knapp vier Wochen genehmigt wurde. Dem stimmen wir zu.

Und so möchte ich auf die Frage von Herrn Schranz, die in der letzten HFA-Sitzung kam „Sollen

wir den Haushalt 2013 überhaupt verabschieden?“antworten: Ja, natürlich! Wir stecken den Kopf

nicht in den Sand! Und es ist noch nichts entschieden. Hier sind wir nach wie vor gefordert! Auch

gehen wir nach wie vor nicht davon aus, dass, wie Herr Paasch meinte, der Stärkungspakt sei ein-

seitig vom Land aufgekündigt ist
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Wir verabschieden unseren Haushalt auf der derzeit gültigen Gesetzesgrundlage, darauf bauen wir

und damit arbeiten wir weiter! Heute beschließen wir eine weitgehend unveränderte Maßnahmen-

liste, daher möchte ich unseren laufenden Konsolidierungsprozess nicht weiter kommentieren und

auf die Arbeit an der Umsetzung verweisen. Daher halte ich es heute mit Anton Tschechow, dem

zugeschrieben wird „Eine Krise kann jeder Idiot haben – es ist der Alltag der uns fertig macht!“.

Denn jenseits der großen Entscheidungen, im Alltäglichen der Umsetzung steht oder fällt unser

Maßnahmenbündel.

Chance in der Krise

Wir könnten jetzt den Kopf in den Sand stecken. Aber warum sollten wir dies tun? Noch ist nichts

entschieden. Wir setzen uns vehement gegen die angekündigten Mittelkürzungen seitens des In-

nenministeriums ein. Hier haben wir die Unterstützung unserer Bezirksregierung und des Städteta-

ges NRW und haben mit anderen betroffenen Städten Verbündete.

Meine Damen und Herren, im Stärkungspakt Stadtfinanzen sitzen wir alle in einem Boot, aber zie-

hen wir auch an einem Strang? Können wir lieb gewonnene Spielchen beiseite lassen und darauf

verzichten, Partei-Ideologien durchzusetzen. Ich stelle die Frage in Richtung CDU, ob die Funda-

mental-Opposition , die wir nun schon länger betrachten, hier weiter hilft, und an die Linke Liste,

ob eine Verweigerungshaltung einen auch nur ansatzweise konstruktiven Ansatz bietet.

Ich finde, wir haben im vergangenen Jahren viel geschafft und werden auch im Jahr noch einiges

bewegen – und darauf freue ich mich. Wenn wir die Politik der ökologischen Erneuerung, des Er-

halts unserer Kultur- und Bildungseinrichtungen, der Bürgerbeteiligung und der nachhaltigen

Haushaltswirtschaft mit einem Gesamtplan über die Investitionsausgaben verbinden, der uns nicht

überfordert, sind wir auf einem guten Weg. Dafür werden wir uns in Zukunft mit allem Nachdruck

einsetzen! Wir glauben nach wie vor fest daran: Oberhausen packt es.

Ich schließe mit dem Satz: Die Grünen stimmen dem vorliegenden Haushaltsplanentwurf 2013 zu.

In diesem Sinne: Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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Haushaltsrede des Stadtverordneten Dirk Paasch 

zur Verabschiedung des Haushalts 2013 

in der Ratssitzung am 17.12.2012 

- Es gilt das gesprochene Wort - 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

meine Damen und Herren, 

liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger! 

 

„Seit die Landesregierung den Stärkungspakt Kommunalfinanzen auf den Weg gebracht hat, 

gibt es für die Städte in Not wieder ein schwaches Licht im Tunnel, auch wenn das 

tatsächliche Ende der dunklen Strecke noch nicht zu sehen ist.“ 

 

Dieses Zitat, Herr Oberbürgermeister, ist aus Ihrer Rede zur Einbringung des Haushaltes 

2013 vom 19. November diesen Jahres, also nicht mal einen Monat alt. 

 

Und genau die von Ihnen gelobte Landesregierung hat das von Ihnen angesprochene Licht 

am Ende des Tunnels mal so eben ausgeblasen. Ich muss hier nicht noch einmal zum xten 

Mal wiederholen, dass ich von Anfang an diesen s.g. Stärkungspakt abgelehnt habe, weil es 

nicht wirklich Hilfe, sondern eine neue Welle von Leistungskürzungen, erhöhte Gebühren, 

Wegfall von Zuschüssen für die Bürger dieser Stadt bringt. Die örtliche Presse hat diese 

Welle von Belastungen, die auf die Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt zukommen, in der 

letzten Woche noch einmal sehr deutlich aufgezeigt, wenn noch nicht mal in seiner ganzen 

Vollständigkeit. 

Dieser Stärkungspakt in Verbindung mit dem Zwang kommunaler Leistungen rigoros 

abzubauen, kam wohl eher einer Erpressung gleich, nach dem Motto „Vogel friss oder stirb“. 

 

Immer wieder wurde auf die erhebliche Unterfinanzierung des Stärkungspaktes hingewiesen, 

so auch u. a. im Kommunalfinanzbericht von Verdi NRW unter Mitarbeit von 

Wissenschaftlern.  

Nach wie vor besteht eine nachgewiesene Finanzierungslücke von bis zu 2 Milliarden EUR 

für die Kommunen. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

damit und woher dieses Geld kommen könnte, ist eine andere Geschichte und wir wären 

wieder bei einer gerechteren Steuerpolitik, einer Umverteilung und der Vermögenssteuer. 

Aber ich glaube, da haben wir im Vorfeld des Bundestagswahlkampfes noch genügend Zeit, 

uns an die Köppe zu kriegen. 

 

Aber was machen wir denn heute hier in dieser Situation mit Haushalt und 

Haushaltssicherungskonzept? Seit dem 25.06.2012, als wir uns mit den rund 220 

Vorschlägen zum HSP 2012 beschäftigt haben, der ja allerdings Auswirkungen bis 2021 hat, 

hat es keine Ratsitzung gegeben, wo es nicht Korrekturen und Veränderungen gab. Das 

heißt, der Rat ist in einer Dauerhaushaltsberatung, obwohl es wiederum keine 

Haushaltsberatung im klassischen Sinne mehr ist. Es werden ja keine Argumente mehr 

ausgetauscht, warum dieses oder jenes für die Stadt und ihrer Bürger/-innen besser wäre 

oder auch nicht, sondern wie man plötzlich eintretende Finanzlücken im bestehenden HSP 

durch weitere Kürzungen oder Belastungen beim Bürger wieder deckeln oder ausgleichen 

könnte. 

 

Und dann kommt endlich das Okay der Bezirksregierung mit der Genehmigung des HSP 

2012 bis 2021. Diese Genehmigung mit lautem Hurra empfangen, datiert vom 21. 

November.  

Und nur rund eine Woche später die große Klatsche vom Innenminister, dem 

sozialdemokratischen wohlgemerkt, dem aus der Nachbarstadt. Und nun? 

 

Der HSP stand von Anfang an auf tönernden Füßen. Die Risiken der Planung, die ja von 

Optimismus nur so trifft, sind auch in der Genehmigung der Bezirksregierung dargestellt. 

Ein zentrales Risiko für alle Konsolidierungs- und Entschuldungsvorhaben auf kommunaler 

Ebene stellt die Konjunkturentwicklung dar. Die sehr optimistisch ausgerichtete Darstellung 

des Kämmerers in der Ergebnisplanung 2021 – 2021 widerspricht eigentlich allen Prognosen 

von Wachstum auf Europäischer und Bundesebene. 

 

Sollten wir in eine Rezession oder mittelfristige Schwächephase gleiten, was angesichts der 

unbestreitbaren konjunkturellen Risiken eine durchaus realistische Perspektive darstellt, sind 

alle Konsolidierungs- und Sanierungspläne für die öffentlichen Haushalte schnell Makulatur. 

Wenn dazu eine noch nicht absehbare Zinsentwicklung folgt, denn keiner kann Glauben, 

dass die Zinsen sich auf dem niedrigen Stand halten, sind die Auswirkungen auf unsere 

Stadt bei den Zinslasten verheerend.  
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(Ich lass das Zinsmoratorium jetzt einmal außen vor – vielleicht ist Ihnen ja ein 

Entschuldungsfonds für die Kommunen lieber.) 

 

Wenn ich dann noch davon ausgehe, dass kämpferische Belegschaften zusammen mit ihrer 

Gewerkschaft eine ordentliche und berechtigte Lohnerhöhung raus holen (auf jeden Fall 

höher als vom Kämmerer prognostiziert), dann wackelt die gesamte Ergebnisplanung. 

Und nun ist auch noch der Supergau eingetreten. 

 

Der gesamte HSP basierte auf die gesetzlich festgeschrieben und mit der Kommunalaufsicht 

abgestimmte Finanzhilfe von 66,5 Mio. EUR/Jahr.  

Dieses Gesetz wurde nun einseitig von der Landesregierung gebrochen. Der HSP, der im 

Juni dieses Jahres beschlossen wurde und gewaltige Belastungen für die Bürgerinnen und 

Bürger unserer Stadt bedeuten, ist damit unter falschen Voraussetzungen beschlossen 

worden. 

 

Nun möchte ich noch einmal unseren Kämmerer Herr Tsalastras aus seiner Rede zur 

Haushaltseinbringung zitieren: 

„Die Landesregierung muss sich als Partner erweisen, dem es trotz schwieriger 

Rahmenbedingungen gelingt, die Stärkungspaktmittel in der versprochenen Höhe zu 

gewährleisten.“ 

 

Nun muss man sagen, dieser Partner ist nicht nur wortbrüchig geworden, sondern hat einen 

Pakt, einen Vertrag einseitig gebrochen. 

 

Und damit komme ich zum Schluss, dass auch wir als Rat nicht mehr an diesem Pakt 

gebunden sind und deshalb hätten wir den HSP nicht beschließen sollen.  
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Haushaltssatzung der Stadt Oberhausen für das Haushaltsjahr 2013 
 
 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474), in Kraft getreten am 31. Oktober 2012, hat der Rat der Stadt 
Oberhausen am 17.12.2012 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 
 

§1 
Ergebnisplan und Finanzplan 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden 
Aufwendungen sowie die eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird  
 
 

im Ergebnisplan mit 
 

Gesamtbetrag der Erträge auf 667.863.659 EUR 

Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 725.947.883 EUR 
 
 

im Finanzplan mit 
 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 648.643.019 EUR 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf 672.160.758 EUR 

 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 
und der Finanzierungstätigkeit auf 35.874.730 EUR 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  
und der Finanzierungstätigkeit auf 55.345.640 EUR 

 
 
festgesetzt. 
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§ 2 
Kreditermächtigung für Investitionen 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen erforderlich ist, wird 
 
originär für das Haushaltsjahr 2013 auf 20.422.960 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 

§3 
Verpflichtungsermächtigung 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

11.929.340 EUR 
 
festgesetzt.  
 
 
 
 
 

§4 
Ausgleichsrücklage und allgemeine Rücklage 

 
Wegen fehlenden Eigenkapitals ist eine Bildung der genannten Rücklagen nicht möglich. 
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§5 

Kredite zur Liquiditätssicherung 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 

1.750.000.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 

§6 
Steuersätze 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind wie folgt festgesetzt worden: 
 

1. Grundsteuer 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A)   250 v.H. 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)      590 v.H. 
 

2. Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag      520 v.H. 
 
 
 
 
 

§7 
Haushaltssanierungsplan 

 
Nach dem Haushaltssanierungsplan ist der Haushaltsausgleich unter Einbeziehung der Konsolidierungshilfe nach dem Stärkungspaktgesetz im Jahre 2016 und 
ohne die Konsolidierungshilfe im Jahre 2021 wieder hergestellt. Die dafür im Haushaltssanierungsplan enthaltenen Maßnahmen sind bei der Ausführung des 
Haushaltsplanes umzusetzen. 
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§8 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen I Auszahlungen 

Über- und außerplanmaßige Aufwendungen I Auszahlungen (§83 Abs. 1 GO NRW) und über- und außerplanmaßige Verpflichtungsermachtigungen (§85 Abs. 1 
GO NRW in Verbindung mit§ 83 Abs. 1 GO NRW), die im Einzelfall100.000 EUR überschreiten, bedürfen der Zustimmung des Rates. 

§9 
Wertgrenzen für den Einzelnachweis der Investitionsmaßnahmen 

Die Wertgrenze für die Veranschlagung einzelner Investitionsmaßnahmen wird 

für Baumaßnahmen auf 

für übrige Investitionsmaßnahmen auf 

150.000 EUR 

50.000 EUR 

festgesetzt. Bei Investitionen unterhalb der genannten Wertgrenzen sind die Einzahlungen und Auszahlungen zusammengefasst zu veranschlagen. 

Oberhausen, den 17.12.2012 
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